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Geschäftszahl: 

LVwG-S-1466/001-2021 St. Pölten, am 31. Jänner 2022 
 
 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

 

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich erkennt durch Mag. Lindner als 

Einzelrichterin über die Beschwerde von A, vertreten durch die B Rechtsanwälte GmbH, 

***, ***, gegen das Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf vom 

14. Juni 2021, Zl. ***, betreffend Bestrafungen nach dem Lebensmittelsicherheits- und 

Verbraucherschutzgesetz (LMSVG), zu Recht: 

 

1. Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte 1., 2., 3., 4. und 6. wird 

dahingehend Folge gegeben, als die Geldstrafe zu 1. mit € 1.000,-- 

(Ersatzfreiheitsstrafe 24 Stunden), zu 2. mit € 400,-- (Ersatzfreiheitsstrafe: 

12 Stunden), zu 3. mit € 150,-- (Ersatzfreiheitsstrafe: 7 Stunden), zu 4. mit 

€ 1.000,-- (Ersatzfreiheitsstrafe: 24 Stunden), zu 6. mit € 400,-- 

(Ersatzfreiheitsstrafe: 12 Stunden) neu festgesetzt wird und die 

Übertretungsnorm zu Spruchpunkt 6. wie folgt zu lauten hat: „VO (EG) Nr. 

178/2002, Kapitel II, Abs. 4, Art. 19 Abs. 4“ 

2. Der Kostenbeitrag zum erstinstanzlichen Verfahren wird mit 295 Euro neu 

festgesetzt.  

3. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt 5. wird Folge gegeben, das 

angefochtene Straferkenntnis in diesem Punkt aufgehoben und das 

Verwaltungsstrafverfahren in Spruchpunkt 5. eingestellt. 

4.   Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision nicht zulässig. 
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Rechtsgrundlagen: 

§ 38, 45 Abs. 1, § 50, § 52 Abs. 1 und 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – 

VwGVG 

§ 19, § 64 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG 

§ 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 – VwGG 

 

Zahlungshinweis: 

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten) beträgt daher 3.245,-- Euro und ist 

gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG iVm § 54b Abs. 1 VStG binnen zwei Wochen 

einzuzahlen. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 

 

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf (im 

Folgenden: „belangte Behörde“) wurde der Beschwerdeführerin Folgendes zur Last 

gelegt: 

 

„Zeit: 01.07.2019, 12:45 Uhr 

Ort:  ***, *** 

Tatbeschreibung: 

Sie haben als gemäß § 9 VStG bestellte Verantwortliche der C AG im Standort ***, *** 

zu verantworten, dass am 01.Juli 2019 um ca. 12.45 Uhr anlässlich einer Revision im 

obgenannten Betrieb in Anwesenheit von Frau D, Marktmanagerin, nachstehende 

Missstände vorgefunden wurden: 

1. Sämtliche Waren in der Kühlvitrine der Feinkost wiesen massiv erhöhte 

Temperaturen auf (Kerntemperaturmessungen mit geeichtem Thermometer). Dies 

obwohl gemäß VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Ziff. 5 Enderzeugnisse, die die 

Vermehrung pathogener Mikroorganismen oder die Bildung von Toxinen fördern 

können, nicht bei Temperaturen aufbewahrt werden dürfen, die einer 

Gesundheitsgefährdung Vorschub leisten könnten. 
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2. Im Betrieb, besonders in der Feinkost, waren extrem viele Fliegen vorhanden. Die 

Fliegen verschmutzten unverpackte Lebensmittel, wie Fleischwaren und Käse, 

obwohl gemäß VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Z. 3 Lebensmittel auf allen 

Stufen der Erzeugung, der Verarbeitung und des Vertriebs vor Kontaminationen zu 

schützen sind, die sie für den menschlichen Verzehr ungeeignet oder 

gesundheitsschädlich machen bzw. derart kontaminieren, dass ein Verzehr in diesem 

Zustand nicht zu erwarten wäre. 

 

3. Die UV-Insektenfalle in der Feinkost, direkt über der Aufschnittmaschine, war zum 

Zeitpunkt der Kontrolle nicht funktionsfähig, da sie mit zahlreichen Insekten 

verschmutzt war. Gemäß VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Z. 4 sind 

geeignete Verfahren zur Bekämpfung von Schädlingen vorzusehen. 

 

4. Der Umstand der defekten Kühlvitrine war der Filialleiterin bereits bekannt. Als 

Maßnahme wurde lediglich ein interner Auftrag auf Reparatur des Kühlmöbels 

gestellt. Die sensiblen Waren in der Feinkost verblieben im defekten Kühlmöbel und 

wiesen zum Zeitpunkt der Kontrolle im Kern bereits Temperaturen bis zu +30°C auf. 

Die Waren wurden weiterverkauft. Seitens der Filialleitung wurden trotz des 

Hinweises des Amtsorgans keine Maßnahmen gesetzt, um die Missstände zu 

beseitigen, aus diesem Grund liegt grobe Fahrlässigkeit vor. Obwohl gemäß VO (EG) 

852/2004, Kapitel II, Artikel 4, Z. 3 Lebensmittelunternehmer gegebenenfalls 

folgende spezifischen Hygienemaßnahmen treffen müssen: 

b) Verfahren, die notwendig sind, um den Zielen zu entsprechen, die die Erreichung 

der Ziele dieser Verordnung gesetzt worden sind; 

d) Aufrechterhaltung der Kühlkette. 

 

5. Die Filialleitung war in Kenntnis des defekten Kühlmöbels und setzte keine 

weiteren Schritte, trotz augenscheinlich verdorbenen Lebensmitteln, wie z.B. Käse in 

aufgegaster Verpackung, stark verschimmelter Käse, schwitzender Käse, Wurst mit 

Fettaugen, auf Grund der Lagerung bei hohen Temperaturen, fertige Snacks in 

aufgegasten Packungen. Die Lebensmittel wurden dennoch zum Verkauf 

bereitgehalten. 

VO (EG) 178/2002, Kapitel II, Abschnitt 4, Art. 19 Z. 1 lautet: Erkennt ein 

Lebensmittelunternehmer oder hat er Grund zur Annahme, dass ein von ihm 
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eingeführtes, erzeugtes, verarbeitetes, hergestelltes oder vertriebenes Lebensmittel 

den Anforderungen an die Lebensmittelsicherheit nicht entspricht, so leitet er 

unverzüglich Verfahren ein, um das betreffende Lebensmittel vom Markt zu nehmen, 

sofern das Lebensmittel nicht mehr unter der unmittelbaren Kontrolle des 

ursprünglichen Lebensmittelunternehmers steht, und die zuständigen Behörden 

darüber zu unterrichten, Wenn das Produkt den Verbraucher bereits erreicht haben 

könnte, unterrichtet der Unternehmer die Verbraucher effektiv und  genau über den 

Grund für die Rücknahme und ruft erforderlichenfalls bereits an diese gelieferte 

Produkte zurück, wenn andere Maßnahmen zur Erzielung eines hohen 

Gesundheitsschutzniveaus nicht ausreichen. 

 

6. Trotz Hinweis des Lebensmittelaufsichtsorgans während der Kontrolle auf 

Missstände bezüglich Nichteinhaltung der Kühlkette wurden seitesn der Filialleitung 

keine Maßnahmen gesetzt. Gemäß VO (EG) 178/2002, Kapitel II, Abschnitt 4, Art. 

19, Z. 4 haben die Lebensmittelunternehmer bei Maßnahmen, die getroffen werden, 

um die Risiken durch ein Lebensmittel, das sie liefern oder geliefert haben, zu 

vermeiden oder zu verringern, mit den zuständigen Behörden zusammen zu 

arbeiten. 

 
Sie haben dadurch folgende Rechtsvorschriften verletzt: 

zu 1. VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Z. 5 i.V.m. § 90 Abs. 3 Z. 1 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 2. VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Z. 3 i.V.m. § 90 Abs. 3 Z. 1 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 3. VO (EG) 852/2004, Anhang II, Kapitel IX, Z. 4 i.V.m. § 90 Abs. 3 Z. 1 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 4. VO (EG) 852/2004, Kapitel II, Artikel 4, Z. 3 lit. b u. lit. d i.V.m. § 90 Abs. 3 Z. 1 

LMSVG i.d.g.F. 

zu 5. VO (EG) 178/2002, Kapitel II, Abschnitt 4, Art. 19 Z. 1 i.V.m. § 90 Abs. 4 Z. 2 

LMSVG i.d.g.F. 

zu 6. VO (EG) 178/2002, Kapitel II, Abschnitt 4, Art. 19 Z. 4 i.V.m. § 90 Abs. 4 Z. 2 

LMSVG i.d.g.F. 

 

Wegen dieser Verwaltungsübertretungen werden über Sie folgende Strafen verhängt: 
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Geldstrafen von falls diese uneinbringlich   Gemäß 

  ist, Ersatzfreiheitsstrafen 

  von 

zu 1. € 2.000,00 40 Stunden   § 90 Abs. 3 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 2. €    500,00 15 Stunden   § 90 Abs. 3 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 3. €    200,00 8 Stunden   § 90 Abs. 3 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 4. € 1.500,00 30 Stunden   § 90 Abs. 3 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 5. € 2.000,00 40 Stunden   § 90 Abs. 4 LMSVG 

i.d.g.F. 

zu 6. €    500,00 15 Stunden   § 90 Abs. 4 LMSVG 

i.d.g.F. 

 

Vorgeschriebener Kostenbeitrag gemäß § 64 Abs. 2 

Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG), das sind 10% der 

Strafe, mindestens jedoch 10 Euro     €  670,00 

Gesamtbetrag:       €      7.370,00“ 

 

In ihrer rechtzeitig dagegen erhobenen Beschwerde beantragt die Beschwerdeführerin 

die Durchführung einer mündlichen Verhandlung, die Aufhebung des Straferkenntnisses 

und die Einstellung des Verfahrens, in eventu Strafherabsetzung, im Wesentlichen mit 

der Begründung, dass im Betrieb ein wirksames Kontrollsystem eingerichtet sei. Die 

Beschwerdeführerin oder deren MitarbeiterInnen führten mehrmals täglich Kontrollen 

und Temperaturmessungen der einzelnen Kühlvitrinen, der Kühlvitrinen der 

Feinkostabteilung durch. Es würden Schulungen, Nachschulungen, 

Mitarbeitergespräche und Kontrollen des Arbeitsverhaltens der MitarbeiterInnen 

stattfinden, es sei allen der Ernst und die Wichtigkeit der Einhaltung der 

lebensmittelrechtlichen Bestimmungen bewusst. Es sei am 1.7.2019 völlig unerwartet 

und ohne jegliches Verschulden der Beschwerdeführerin oder der ihr unterstellten 

MitarbeiterInnen zu einem plötzlichen Ausfall der Kühlaggregate in der Kühlvitrine der 

Feinkostabteilung gekommen. Die Beschwerdeführerin sei an diesem Tag im 
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Krankenstand und nicht in der Filiale anwesend gewesen. Die MitarbeiterInnen der 

Beschwerdeführerin hätten den festgestellten Defekt der Käsekühlvitrine umgehend 

gemeldet und sei ein Kühltechniker verständigt worden. Dass die darüber hinaus 

gehenden erforderlichen Maßnahmen ausnahmsweise nicht zeitgerecht ergriffen 

worden seien, sei auf eine Verkettung einer Reihe von äußerst ungünstigen Umständen 

zurückzuführen. Es sei sowohl die Beschwerdeführerin selbst als auch eine Reihe von 

MitarbeiterInnen auf Urlaub gewesen und habe in der Filiale ein vorübergehender 

Personalmangel geherrscht. Dies habe dazu geführt, dass die Maßnahmen, welche 

aufgrund des Ausfalls der Kühlvitrine ergriffen werden hätten müssen, nicht zeitgerecht 

umgesetzt worden seien. 

Gegen die Beschwerdeführerin seien sechs Strafen wegen Beanstandungen der 

Lebensmittelhygiene in der Feinkostabteilung verhängt worden, wobei das 

zugrundeliegende Fehlverhalten der Beschwerdeführerin ident gewesen sei. Es liege 

daher ein Verstoß gegen das Doppelbestrafungsverbot vor. 

Im Übrigen seien die verhängten Strafen bei weitem zu hoch, indem der Gesamtbetrag 

mehr als dem vierfachen ihres Monatsgehaltes entspreche. 

 

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich hat am 24. Jänner 2022 eine 

öffentliche mündliche Verhandlung durchgeführt, im Rahmen derer Beweis 

aufgenommen wurde durch Vorbringen der Beschwerdeführervertreterin, Einvernahme 

der Zeuginnen D und E sowie Einsichtnahme in den Verwaltungsstrafakt der 

Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf und den Gerichtsakt. 

(In dieser Rechtssache hatte am 24. Jänner 2020 eine öffentliche mündliche 

Verhandlung gegen die Beschwerdeführerin F zur Geschäftszahl LVwG-S-2299/001-

2019 stattgefunden, welche Beweisergebnisse Bestandteil des gegenständlichen 

Beschwerdeverfahrens sind). 

 

Die Beschwerdeführerin gab an: 

„Ich habe damals, als ich noch Leiterin der Feinkost war, 1.700,-- Euro monatlich 

netto verdient. Seit 11.11.2020 bin ich in Altersteilzeit, arbeite nur noch 19,25 

Stunden und verdiene ca. 1.400,-- Euro monatlich netto. Kein nennenswertes 

Vermögen.  

Ich habe gemeinsam mit meinem Gatten einen Kredit in Höhe von ca. 19.000,-- Euro 

(noch aushaftend) aufgenommen. Keine Sorgepflichten. 
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Es war so, dass ich 2x täglich die Temperaturen von den Temperaturanzeigen, 

welche in den 3 separaten Kühlvitrinen Käse, Wurst und Schmankerl befindlich 

waren, abgelesen habe und die abgelesenen Werte damals noch auf eine Liste 

aufgeschrieben habe. Ich habe dies 2x am Tag gemacht, in der Früh bzw. am 

Nachmittag, so wie die Zeit es zugelassen hat. Ich habe meine Stellvertreterin 

angewiesen, das in meiner Anwesenheit auch so zu machen. Die Aufzeichnungen 

wurden nur in der Früh geführt, am Nachmittag wurde nur nachgeschaut, ob die 

Temperatur passt. Da wurde nichts aufgeschrieben. Wenn etwas nicht gepasst hat, 

hat mir das die Stellvertreterin ohnehin gesagt. Eine dezidierte Anweisung, mir 

regelmäßig Unterlagen vorzulegen, gab es nicht. Die Temperatur, die maximal 

erreicht werden sollte, waren + 2 Grad. Wenn die Temperatur höher war als 2 Grad 

Celsius, also ab 3 Grad Celsius, war zu beobachten, ob das Gerät nur eine 

automatische Abtauphase hat und die Temperatur danach automatisch wieder sinkt. 

Wenn dies nicht der Fall war, die Abtauphase dauert ca. 1 Stunde, in der die 

Temperatur ansteigt, wenn also danach die Temperatur nicht wieder von selbst 

gesunken ist, war intern ein elektronisches Formular auszufüllen, damit der 

Kälteanlagentechniker verständigt wird. Das Eintragen in das System, dass der 

Kälteanlagentechniker verständigt wird, habe sowohl ich gemacht als auch die 

Marktleiterin. Üblicherweise ist dann der Kälteanlagentechniker binnen zwei bis drei 

Stunden, manchmal auch etwas später gekommen. In der Zeit in der ich dort 

gearbeitet habe, war es nie so extrem, dass man den Verkauf hätte einstellen 

müssen. Es war nur einmal die heiße Theke kaputt. Es waren zu der Zeit, wo ich dort 

als Feinkostleiterin gearbeitet habe, immer nur Kleinigkeiten, ich habe daher 

Vorsorge für den Fall, dass etwa am Wochenende die Kühlvitrinen ausfallen und am 

Montag erst darauf gekommen wird, keine Vorsorge getroffen. Ich habe für einen 

solchen Fall eben auch keine Anweisungen getroffen. 

 

Über Befragen durch die Beschwerdeführervertreterin, ob ich darauf vertraut habe, 

dass sich die Mitarbeiter bei Problemen an mich wenden, gebe ich an: 

 

In meinem langen Krankenstand habe ich nicht darauf vertraut, dass man sich an 

mich wendet, da war ich ganz mit mir selbst beschäftigt. Ich habe angenommen, 
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dass die Marktleiterin, wenn etwas nicht passt, sich um die Angelegenheit kümmern 

wird.“ 

 

Die Zeugin E gab in der Verhandlung vom 24. Jänner 2020 an: 

 

„Ich kann mich an die verfahrensgegenständliche Revision noch erinnern. Es 

handelte sich um eine Revision nach einer Parteienbeschwerde, die kurz davor 

eingegangen war.  

 

Ich habe in Anwesenheit der Marktmanagerin Frau D einen Rundgang durch die 

Filiale gemacht und habe dann im Bereich der Feinkost mittels Laserthermometer 

eine Oberflächenmessung der Temperatur der Ware durchgeführt, welche 27 Grad 

ergeben hat. Ich habe in der Folge mit geeichtem Einstichthermometer eine 

Kerntemperatur beispielsweise von Schinken mit 25 Grad oder von Käse mit 27 Grad 

festgestellt. Die Marktleiterin meinte dazu als Ursache, dass die Kühlvitrine seit 

diesem Tag, Montag, 01. Juli 2019, Probleme mache, sie war sich dessen auch 

bereits bewusst gewesen. Aus meiner fachlichen Einschätzung muss das Problem 

jedoch bereits länger bestanden haben, weil sich die Kerntemperatur eines großen 

Stückes Schinken nicht binnen kurzer Zeit derartig erhöhen kann. Ich glaube, dass 

das Problem zumindest über das ganze Wochenende bestanden hat. Ich habe sofort 

der Marktmanagerin Frau D gesagt, dass sie Maßnahmen treffen muss, angesichts 

der massiv erhöhten Kerntemperaturen der Waren, habe ihr definitiv gesagt, dass sie 

die Waren nicht weiterverkaufen darf, doch hat sie nichts dergleichen gemacht. Sie 

hat nur gemeint, es sei bereits ein Kühlanlagentechniker verständigt und habe sie 

jetzt andere Aufgaben zu erledigen. Ich habe also zuschauen müssen, wie die 

Feinkostmitarbeiterinnen weiterhin Waren verkauft haben und musste den Kunden 

dann sagen, dass sie die Waren besser nicht konsumieren sollen, weil diese 

verdorben sein könnten. Ich habe weiters wahrgenommen, dass in der 

Feinkostkühlvitrine augenscheinlich verdorbene Lebensmittel vorhanden waren, zB 

Käse sowie fertige Snacks in aufgegasten Verpackungen, stark verschimmelter 

Käse, schwitzender Käse sowie Wurst mit Fettaugen. Alle diese Wahrnehmungen 

beziehen sich auf die Feinkostkühlvitrine, wo einerseits Waren in Selbstbedienung 

und andererseits in Bedienung angeboten werden. Es waren im gesamten Betrieb 

extrem viele Fliegen vorhanden, besonders auch in der Feinkost. Die Fliegen haben 
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sich auch auf den unverpackten Lebensmitteln befunden, zB Fleischwaren und Käse. 

Es war auch eine UV-Insektenfalle in der Feinkost vorhanden, direkt über der 

Aufschnittmaschine, diese war jedoch nicht funktionsfähig, da die Klebeflächen voll 

mit toten Insekten waren.  

 

Ich zeige soeben Lichtbilder vor, wo beispielsweise die Kerntemperatur eines 

Schinkens, welcher bei einer Temperatur von +2 bis +6 Grad zu lagern gewesen 

wäre, 30 Grad Celsius betragen hat. Man sieht beispielsweise auch am Foto des Bio-

Bergkäse grünen Schimmel auf den Käsescheiben (verpackte Ware), woraus klar 

ersichtlich ist, dass dieses Problem nicht erst seit diesem Tag bestanden hat. 

 

Die Marktmanagerin war für mich deshalb die Ansprechperson, weil sie eben für die 

gesamte Filiale die Leitungsfunktion inne hat, es wurde nicht darüber gesprochen, 

wer die verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung in den verschiedenen Bereichen 

der Filiale, beispielsweise der Feinkost, zu tragen hat.  

 

Über Befragen durch die Beschwerdeführervertreterin gibt die Zeugin an: 

 

Ich hatte in dieser Angelegenheit auch noch Kontakt mit Frau H, diese dürfte 

Gebietsleiterin sein, ich habe sonst in der Filiale mit keiner Mitarbeiterin Kontakt 

gehabt, auch nicht mit der Beschwerdeführerin.“  

 

Die Zeugin E gab in der Verhandlung vom 24. Jänner 2022 an: 

 

„Fremd zur Beschwerdeführerin. Ich verweise auf meine Aussage, die ich in der 

Verhandlung des Landesverwaltungsgerichtes Niederösterreich am 24. Jänner 2020 

im Verfahren betreffend F gemacht habe. Wenn ich dezidiert gefragt werde, ob die 

Marktleiterin damals gesagt hat, dass die Kühlvitrine seit diesem Tag Probleme 

mache, gebe ich ergänzend an, dass die Marktleiterin damals nur von der Käsetheke 

gesprochen hat.  

Die Marktleiterin war damals Frau D. 

Sie hat mir gesagt, dass es mit der Temperatur in der Käsetheke Probleme gibt. Ich 

habe jedoch festgestellt, dass diese Probleme nicht nur in der Käsetheke waren, 

sondern in allen drei Bereichen der Feinkost, beim Käse, bei der Wurst und bei den 
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sogenannten Schmankerln. Ich habe bereits in der ersten Verhandlung gesagt, dass 

aus meiner fachlichen Einschätzung dieses Problem nicht erst seit der Früh des 

01. Juli 2019 bestanden hat, sondern schon seit dem Wochenende bestanden haben 

muss, indem ich - wie ausgeführt - verschimmelten Käse vorgefunden habe und auch 

einen Schinken im Ganzen, welcher ca. 1 Kilo gewogen hat, und eine 

Kerntemperatur von 30 Grad Celsius aufwies. Aus meiner fachlichen Einschätzung 

dauert es Stunden um nicht zu sagen Tage bis die Kerntemperatur eines derart 

großen Stückes derartig ansteigen kann. Die Temperaturen sind von Ware zu Ware 

und von Hersteller zu Hersteller verschieden angegeben, manche geben eine 

zulässige Lagertemperatur von 2 bis 6, manche von 4 bis 8 Grad an, auf jeden Fall 

dürfen die Temperaturen der Ware nicht über 8 Grad Celsius ansteigen. Ich habe mit 

dem Infrarotthermometer eine Oberflächenmessung der Temperatur der Waren 

vorgenommen und habe eine Temperatur von 27 oder 28 Grad festgestellt und habe 

gleich zu Frau D, der Marktleiterin, gesagt, dass diese Waren nicht mehr verkauft 

werden dürfen. Sie hat aber gesagt, sie habe jetzt keine Zeit, sie habe eine 

Warenanlieferung zu machen und ist einfach weggegangen. In dieser Zeit haben die 

Mitarbeiterinnen der Feinkost einfach weiter Waren verkauft und habe ich quasi 

tatenlos dabei zusehen müssen.  

 

Wenn beschwerdeführerseits die Auffassung vertreten wird, dass die 

Temperaturanzeige in der Früh im Bereich der Wursttheke und im Bereich der 

Schmankerl unter 6 Grad Celsius betragen habe, also in Ordnung gewesen sei, so 

gebe ich an, dass aus meiner fachlichen Einschätzung diese Angabe keinesfalls 

glaubhaft ist. Es dauert viele Stunden, bis die Oberflächentemperatur bzw. auch die 

Kerntemperatur derart ansteigt, dass diese 28 bis 30 Grad Celsius beträgt. Auch der 

Grad des Verderbes einzelner Waren wie z.B. der verschimmelte Käse bzw. die 

hochgradig aufgegasten Verpackungen entstehen nicht innerhalb weniger Stunden. 

Zu den extrem vielen Fliegen verweise ich auf meine Aussage in der ersten 

Verhandlung und verweise noch einmal darauf, dass bei der UV-Insektenfalle, 

welche mittels Blaulicht die Insekten anlockt und dahinter eine Klebefläche hat wo 

die Insekten dann kleben bleiben sollen, die Klebeflächen dermaßen voll mit toten 

Insekten waren, dass eben keine mehr kleben bleiben konnten und sich diese im 

Bereich der Feinkost frei bewegt haben. Wenn derartig viele Fliegen die 
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unverpackten Fleisch-, Wurst- und Käsewaren kontaminieren, dann sind diese nicht 

mehr als genusstauglich einzustufen. 

 

Über Befragen durch die Beschwerdeführervertreterin, ob es sein könne, dass die 

Temperaturanzeigen in den Vitrinen defekt gewesen seien, so dass diese noch 

ordnungsgemäße Temperaturen angezeigt habe, die Kühltemperatur aber bereits 

viel höher war, so gebe ich an: 

 

Solche hohen Abweichungen zwischen Anzeige und tatsächlicher Temperatur sind 

mir nicht bekannt. Außerdem hätte eine bloße Sichtkontrolle der Waren gezeigt, dass 

die Temperaturen stark erhöht sind, indem die Verpackungen hochgradig aufgegast 

waren. Es war auf den ersten Blick erkennbar, dass die Temperaturen stark überhöht 

sein müssen, indem auch in den Verpackungen ganz viel Flüssigkeit war, was ein 

Zeichen dafür ist, dass die Temperatur eben zu hoch ist. Es ist nicht möglich, dass 

die Kühlkette bei einzelnen Artikeln bereits bei der Anlieferung unterbrochen war und 

deshalb die Waren verdorben waren, weil sämtliche Waren in der Feinkostkühlvitrine 

sowohl bei Wurst, Käse als auch den Schmankerln ganz augenscheinlich und 

offenkundig bereits verdorben waren. Die Waren im Übervorrat, welche in den 

Kühlräumen außerhalb des Verkaufsraumes gelagert werden, waren im Gegensatz 

dazu in Ordnung. Es ging bei meinen Wahrnehmungen um die Feinkostkühlvitrine, 

die – wie oben beschrieben - aus drei Teilen besteht.“  

 

Die Zeugin D gab in der Verhandlung vom 24. Jänner 2020 an: 

 

„Ich kann mich an die verfahrensgegenständliche Revision am 01.07.2019 noch 

erinnern. Ich bin und war damals Marktmanagerin dieser Filiale. Ich habe damals 

routinemäßig, wie dies vorgesehen ist, alle Kühlgeräte dahingehend kontrolliert, als 

ich die angezeigten Temperaturwerte abgelesen und in eine Liste auf dem Handy 

eingetragen habe, dies wird dann in ein System eingespeist. Ich glaube mich daran 

zu erinnern, dass bei der Käsevitrine ca. 9 oder 9,2 Grad angezeigt wurden. Ich 

wusste nicht, ob gerade eine Abtauphase im Gange ist, es finden mehrere 

Abtauphasen automatisch während eines Tages statt, und habe deshalb die 

Feinkostleiter-Stellvertreterin ersucht, ein Auge darauf zu haben, ob diese 

Temperatur nur auf Grund der Abtauphase erhöht ist, oder ein Problem vorliegt. Die 
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angezeigte Temperatur in der Kühlvitrine dürfte maximal +6 Grad sein. Nach ca. 20 

Minuten hat mir diese Mitarbeiterin gesagt, dass die Temperatur nicht gesunken ist 

und habe ich dann sogleich einen Auftrag an den zuständigen Kälteanlagentechniker 

in unser Computersystem eingegeben. Es ist so bei uns vorgegeben, dass im Falle 

eines Defekte an einer Kühlanlage eben so vorgegangen werden muss und muss 

sich sodann binnen 30 Minuten der Kälteanlagentechniker melden. Wir haben viele 

veraltete Kühlanlagen in dieser Filiale und deshalb sind die Kältetechniker oft bei uns 

im Haus. Wir waren um diese Zeit sehr stark im Stress, es waren nur drei 

Kolleginnen an diesem Tag in der Filiale, außer der Feinkost, dort waren am 

Vormittag drei Mitarbeiterinnen, ab Mittags dann nur mehr eine. Wir haben im 

Sommer immer besonders viel Stress, erstens wegen der Urlaubszeit und zweitens 

wegen eines verstärkten Kundenaufkommens in der warmen Jahreszeit. Frau F war 

am 01.07.2019 auf Urlaub. Um ca. 12.00 Uhr kam dann das 

Lebensmittelaufsichtsorgan. Ich habe der Lebensmittelaufsicht gleich gesagt, dass 

es Probleme mit der Temperatur in der Käsevitrine gibt. Das Kühlgerät im Bereich 

der Feinkost ist in mehrere Abteilungen unterteilt, zB Käse, Wurstwaren, Schmankerl, 

etc. und verfügt jeder einzelne Bereich über ein eigenes Kühlaggregat und eine 

eigene Temperaturanzeige. In der Früh bei meiner Kontrolle war lediglich die 

Temperaturanzeige in der Käsevitrine leicht erhöht, die anderen Bereiche waren 

jeweils unter +6 Grad Celsius, also in Ordnung. Das Lebensmittelaufsichtsorgan hat 

in sämtlichen Bereich der Feinkostkühlvitrine erhöhte Temperaturen festgestellt, die 

Mitarbeiterinnen hatten mich bis zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht davon in Kenntnis 

gesetzt. Ich habe dem Lebensmittelaufsichtsorgan gesagt, dass ich schon der Früh 

einen Kältetechniker verständigt habe. Ich war einiger Maßen schockiert, wie ich 

gesehen habe, dass die Verpackungen zum Teil aufgegast waren. Während des 

Gesprächs mit der Lebensmittelaufsicht wurden offenbar noch weiterverkauft, das 

Lebensmittelaufsichtsorgan hat dann gefordert, dass wir die Waren aus dem Verkauf 

nehmen müssen. Ich habe dann gleich der Feinkostmitarbeiterin, die zu diesem 

Zeitpunkt bereits alleine die Feinkostabteilung betreut hat, gesagt, dass sie Wurst 

und Käse nicht mehr verkaufen darf und bin dann gegangen, um eine Kassiererin zu 

Hilfe zu holen, damit wir die Waren aus den Vitrinen nehmen und in Einkaufswagerl 

verstauen können. Die Stimmung war sehr erhitzt, der Umgangston unfreundlich und 

kann ich es mir nur deshalb erklären, dass der Tatvorwurf erhoben wurde, ich hätte 

keine Maßnahmen gesetzt, um die Missstände zu beseitigen. Wir hatten im 
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vergangenen Sommer teilweise +36 Grad Raumtemperatur in der Filiale, kleine 

Klimaanlage und glaube ich, dass der Käse auf Grund dieser hohen 

Umgebungstemperatur zwischen meiner morgentlichen Kontrolle und der Revision 

zu Mittag verschimmelt ist. In der Früh habe ich auf die Waren draufgegriffen, da 

waren die einzelnen Lebensmittel noch nicht warm, sonst hätte ich eher reagiert.  

 

Was die Verantwortlichkeit im Sinne des § 9 VStG betrifft, so weiß ich, dass Frau A 

ein Bestellungsdekret mit Wirkung vom 19.01.2017 unterschrieben hat. Sie ist 

Leiterin der Feinkostabteilung und als solche für diese verantwortlich, sie ist 

momentan gerade auf längerem Krankenstand. Frau A war auch zum 

verfahrensgegenständlichen Zeitpunkt am 01.07.2019 in Krankenstand, sie war nur 

glaublich im September 2 Wochen da und ist seitdem bereits wieder auf 

Krankenstand. Im Fall der Abwesenheit der Frau A ist intern die Feinkostleiter-

Stellvertreterin G zuständig. Ich glaube nicht, dass diese ein Bestellungsdekret 

unterschrieben hat.  

 

Frau A wohnt meines Wissens in ***.  

 

Frau F war meine Stellvertreterin und weil ich ab Sommer 2018 bis Jänner 2019 in 

Krankenstand war, für meine Vertretung zuständig. Welches Bestellungsdekret bzw. 

mit welchem Umfang sie in meiner Abwesenheit unterschrieben hat, weiß ich nicht. 

Aus meiner Sicht wäre die damals anwesende Feinkostleiter-Stellvertreterin damals 

verantwortlich gewesen, indem ja die Feinkostleiterin damals gar nicht da war.“  

 

Die Zeugin D gab in der Verhandlung vom 24. Jänner 2022 an: 

 

„Fremd zur Beschwerdeführerin. Ich habe am 1.7.2019 die Kühlgeräte kontrolliert. Zu 

welcher Zeit das genau war, kann ich heute nicht mehr angeben. Es war die 

Vorgabe, die Temperatur der Kühlgeräte zwei bis drei Mal täglich zu kontrollieren, in 

der Früh, zu Mittag und am Abend. Diese Vorgabe war von der Firma und mussten 

wir damals Zettel ausfüllen, heute geht es elektronisch. Zum damaligen Zeitpunkt 

01.07.2019 irgendwann in der Früh, ich kann keine genaue Zeit mehr sagen, habe 

ich nur bei der Käsevitrine ein Problem bemerkt, indem die Temperatur 9 oder 9,2 

Grad anzeigte. Bis 6 Grad Celsius ist eine normale Kühltemperatur, wenn aber eine 
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Abtauphase stattfindet, dann darf diese Temperatur kurzfristig überschritten werden. 

Ob gerade eine Abtauphase stattfindet, hat man bei den damals in Verwendung 

gewesenen alten Geräten nicht gesehen. Es hat eine Abtauphase mehrmals am Tag 

stattgefunden und auch unterschiedlich lange (je nach Gerät) gedauert. Ich habe 

einer Mitarbeiterin den Auftrag erteilt, sie solle die Kühlvitrine mit dem Käse 

beobachten, ob sich binnen 20 Minuten die Temperatur wieder senkt und also 

folglich eine Abtauphase gerade stattfindet. Sie hat sich dann an mich gewendet und 

gesagt, dass die Temperatur nicht sinkt und habe ich deshalb den Auftrag an den 

Kälteanlagentechniker erteilt. Es ist jedenfalls bis 12 Uhr kein Kälteanlagentechniker 

gekommen, da war ja das Lebensmittelaufsichtsorgan bereits bei uns. Ich habe 

dann, wie schon das Lebensmittelinspektionsorgan da war, noch einmal dort 

angerufen und gesagt, dass das Marktamt im Haus ist und dann sind sie aber schnell 

gekommen. Zu diesem Zeitpunkt waren die Waren aber bereits verdorben. Ich habe 

in der Früh der Feinkostleiterstellvertreterin gesagt, sie soll die Temperatur weiter 

beobachten und wenn sie steigt, mich verständigen. Es hat mich dann bis zu Mittag 

niemand verständigt. Ich habe gleich wie ich bemerkt habe, dass die Temperatur bei 

der Anzeige zu hoch ist, in der Käsetheke ein Thermometer hineingelegt. Die 

Temperaturanzeige zwischen diesem Thermometer und dem abgelesenen Wert von 

der Kühlvitrine war nicht genau derselbe. Ich kann aber heute nicht mehr angeben 

inwieweit bzw. in welche Richtung diese Angaben differierten. Ich habe der 

Mitarbeiterin gesagt, sie solle den Wert von diesem Thermometer, welches ich 

hineingelegt habe, kontrollieren. Ich habe den Auftrag erteilt, sie sollen die 

Temperaturanzeige laufend kontrollieren und wenn es wärmer wird, mich 

verständigen, weil wir dann handeln müssen. Nachdem sich aber niemand bei mir 

gemeldet hat, habe ich die Sache auch nicht weiterverfolgt. Ich bin dann erst, wie 

das Lebensmittelaufsichtsorgan bereits in der Filiale war, wieder auf die Problematik 

aufmerksam gemacht worden. Ich war dann selbst schockiert, wie das 

Lebensmittelaufsichtsorgan bei der Feinkost war und man gesehen hat, dass Käse 

verschimmelt war, dass die Verpackungen aufgegast waren, dass die Ware 

geschwitzt hat. Es war sehr viel los damals und die Feinkostmitarbeiterin, die ich 

beauftragt hatte, mich zu verständigen, wenn die Temperatur nicht absinkt, hat mir 

auch keine Antwort auf meine Frage gegeben, warum sie mich nicht eher verständigt 

hat. Die haben das alle mit Stress begründet und es war damals wirklich viel los. Ich 

habe dann den Auftrag an die Mitarbeiterinnen erteilt, dass nichts mehr 
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weiterverkauft werden darf. Diese wollten vorerst noch die Kunden fertig bedienen. 

Doch habe ich dann gesagt sie müssen sofort aufhören mit dem Verkauf. Ich habe 

den Mitarbeiterinnen gesagt, sie dürfen nichts mehr verkaufen und bin aber dann 

weggegangen um eine weitere Kollegin von der Kasse zu holen und Wagerln zu 

holen, damit wir da die Waren hineintun können. Vielleicht ist deshalb so der 

Eindruck entstanden, dass ich weggegangen wäre und trotzdem ein Weiterverkauf 

stattgefunden hat. Wir hatten zwar in der Vergangenheit schon Kühlschäden, aber 

nicht in diesem Ausmaß. Eine detaillierte Anordnung von Frau A, wie vorzugehen ist, 

wenn die Kühlanlagen ausfallen, gab es nicht. Es gab lediglich eine Weisung von der 

Firma, dass Waren, wenn die Temperaturen über 10 Grad Celsius ansteigen, 

ausgeräumt werden müssen. Ich habe das Thermometer, welches ich in die 

Käsetheke gelegt habe, ich habe ja nur eins in die Käsetheke gelegt gehabt, 

angeschaut, wie das Lebensmittelaufsichtsorgan mit ihren eigenen Messgeräten 

gemessen hat und habe ich gesehen, dass die Temperatur eindeutig zu hoch war, 

ich kann jedoch am heutigen Tag nicht mehr sagen, welche Temperatur genau dort 

abgelesen werden konnte. Es war aber eine Differenz zu den 

Temperaturmessungen, die das Lebensmittelaufsichtsorgan gemacht hat. Wie groß 

die Differenz war, kann ich nicht sagen. Die Anweisungen wie bei 

Temperaturüberschreitungen vorzugehen ist, sind von der Firma, nicht etwa von Frau 

A selber. Ich war selber ganz wild, weil die Feinkostmitarbeiterinnen sich nicht an 

meine Anweisungen gehalten haben und mich nicht geholt haben. Das Problem mit 

den verdorbenen Lebensmitteln kann ja nicht binnen Minuten eingetreten sein.“ 

 

Von folgendem Sachverhalt ist auszugehen: 
 

Am 1.7.2019 wurde im Rahmen einer Revision gemäß § 35 Lebensmittelsicherheits- 

und Verbraucherschutzgesetz festgestellt, dass die Kühlvitrine der Feinkost defekt 

war. Sämtliche Waren in der Kühlvitrine der Feinkost wiesen stark erhöhte 

Temperaturen (Kerntemperaturen bis zu 30°C) auf. Die UV-Insektenfalle in der 

Feinkost, direkt über der Aufschnittmaschine war nicht funktionsfähig, es waren viele 

Fliegen vorhanden, welche die unverpackten Lebensmittel in der Feinkost 

verschmutzten.  
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Dieser Sachverhalt ergibt sich aus der glaubhaften, nachvollziehbaren, fotografisch 

dokumentierten Aussage des Lebensmittelaufsichtsorgans E und wurde 

beschwerdeführerseits nicht in Abrede gestellt. 

 

Die sensiblen Waren in der Feinkost verblieben in der defekten Kühlvitrine und 

wurden trotz Hinweises des Lebensmittelaufsichtsorgans weiter verkauft, obwohl die 

Waren augenscheinlich verdorben waren. 

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus der glaubhaften, nachvollziehbaren Aussage des 

Lebensmittelaufsichtsorgans E sowie der Marktleiterin D und wurde 

beschwerdeführerseits nicht in Abrede gestellt. 

 

Trotz Aufforderung durch das Lebensmittelaufsichtsorgan wurden keine Maßnahmen 

zur Verhinderung der Inverkehrsetzung der Feinkostwaren gesetzt. Dieser 

Sachverhalt ergibt sich aus der glaubhaften, nachvollziehbaren Aussage des 

Lebensmittelaufsichtsorgans E, welche angab, der Marktleiterin die Anordnung erteilt 

zu haben, keine Feinkostwaren mehr zu verkaufen, welcher Anweisung nicht 

unverzüglich Folge geleistet wurde, indem weiterhin Feinkostwaren verkauft wurden. 

Es ist kein Grund denkbar, warum die Zeugin E wahrheitswidrige Angaben machen 

sollte und sich selbst damit der Gefahr einer strafgerichtlichen Verurteilung 

aussetzen sollte. 

Den Angaben der Marktleiterin D als Zeugin, welche angab, sie habe den 

Mitarbeiterinnen, welche noch die Kunden weiter bedienen wollten, den Auftrag 

erteilt, dass nichts mehr verkauft werden dürfe und sei fälschlich der Eindruck 

entstanden, dass sie weggegangen sei und weiter verdorbene Artikel verkauft 

worden seien, wird in dieser Hinsicht kein Glauben geschenkt. Vielmehr hat die 

Zeugin in den Beschwerdeverhandlungen den Eindruck vermittelt, jegliches eigene 

Fehlverhalten von sich weisen und ihre damaligen Handlungen und Unterlassungen 

beschönigend darzustellen. 

 

Entsprechend der „Bestellungsurkunde zum verantwortlichen Beauftragten C-

Marktmanager Filiale mit Fleischanlieferung“ ist die Beschwerdeführerin für die 

verfahrensgegenständliche Filiale ***, ***, mit Wirkung vom 19.01.2017 für die 

Einhaltung der Vorschriften des Lebensmittelsicherheits- und 

Verbraucherschutzgesetzes und sonstiger Vorschriften betreffend die in der 
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Feinkosttheke angebotenen Waren sowie hinsichtlich der Feinkostkühlschränke, des 

Feinkostarbeitsraums und der Feinkosttheke zur verantwortlichen Beauftragten 

bestellt worden. 

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus der Aktenlage. 

   

In rechtlicher Hinsicht ist der festgestellte Sachverhalt wie folgt zu beurteilen: 

 

§ 9 VStG lautet: 

(1) Für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder 

eingetragene Personengesellschaften ist, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht 

anderes bestimmen und soweit nicht verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt 

sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen berufen ist. 

(2) Die zur Vertretung nach außen Berufenen sind berechtigt und, soweit es sich zur 

Sicherstellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit als erforderlich erweist, auf 

Verlangen der Behörde verpflichtet, aus ihrem Kreis eine oder mehrere Personen als 

verantwortliche Beauftragte zu bestellen, denen für das ganze Unternehmen oder für 

bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens die 

Verantwortung für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften obliegt. Für bestimmte 

räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens können aber auch 

andere Personen zu verantwortlichen Beauftragten bestellt werden. 

(3) Eine natürliche Person, die Inhaber eines räumlich oder sachlich gegliederten 

Unternehmens ist, kann für bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche 

ihres Unternehmens einen verantwortlichen Beauftragten bestellen. 

(4) Verantwortlicher Beauftragter kann nur eine Person mit Hauptwohnsitz im Inland 

sein, die strafrechtlich verfolgt werden kann, ihrer Bestellung nachweislich 

zugestimmt hat und der für den ihrer Verantwortung unterliegenden klar 

abzugrenzenden Bereich eine entsprechende Anordnungsbefugnis zugewiesen ist. 

Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland gilt nicht für Staatsangehörige von 

EWR-Vertragsstaaten, falls Zustellungen im Verwaltungsstrafverfahren durch 

Staatsverträge mit dem Vertragsstaat des Wohnsitzes des verantwortlichen 

Beauftragten oder auf andere Weise sichergestellt sind. 

(5) Verletzt der verantwortliche Beauftragte auf Grund einer besonderen Weisung 

des Auftraggebers eine Verwaltungsvorschrift, so ist er dann nicht verantwortlich, 
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wenn er glaubhaft zu machen vermag, daß ihm die Einhaltung dieser 

Verwaltungsvorschrift unzumutbar war. 

(6) Die zur Vertretung nach außen berufenen Personen im Sinne des Abs. 1 sowie 

Personen im Sinne des Abs. 3 bleiben trotz Bestellung eines verantwortlichen 

Beauftragten – unbeschadet der Fälle des § 7 – strafrechtlich verantwortlich, wenn 

sie die Tat vorsätzlich nicht verhindert haben. 

(7) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften sowie die in 

Abs. 3 genannten natürlichen Personen haften für die über die zur Vertretung nach 

außen Berufenen oder über einen verantwortlichen Beauftragten verhängten 

Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und die Verfahrenskosten 

zur ungeteilten Hand. 

 

Gemäß § 90 Abs. 3 Z. 1 LMSVG begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in 

die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach 

anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung 

und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im 

Wiederholungsfall bis zu 100 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 

Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer den in der Anlage 

genannten unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der Europäischen Union samt 

Änderungsakten, delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten oder den 

näheren Vorschriften zur Durchführung dieser Rechtsakte gemäß § 4 Abs. 3 oder § 

15 zuwiderhandelt. 

 

Anlage  

Verordnungen der Europäischen Union gemäß § 4 Abs. 1 

Teil 2 

Z. 1 Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene (ABl. Nr. L 139 vom 

30. April 2004 in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 226 vom 25. Juni 2004) 

 

 

Anhang II Kapitel IX der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene 

Kapitel I lautet: 

Vorschriften für Lebensmittel 
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…. 

Z. 3: Lebensmittel sind auf allen Stufen der Erzeugung, der Verarbeitung und des 

Vertriebs vor Kontaminationen zu schützen. Die sie für den menschlichen Verzehr 

ungeeignet oder gesundheitsschädlich machen bzw. derart kontaminieren, dass ein 

Verzehr in diesem Zustand nicht zu erwarten wäre. 

Z. 4: Es sind geeignete Verfahren zur Bekämpfung von Schädlingen vorzusehen. … 

Z. 5: Rohstoffe, Zutaten, Zwischenerzeugnisse und Enderzeugnisse. die die 

Vermehrung pathogener Mikroorganismen oder die Bildung von Toxinen fördern 

können, dürfen nicht bei Temperaturen aufbewahrt werden, die einer 

Gesundheitsgefährdung Vorschub leisten können. Die Kühlkette darf nicht unterbrochen 

werden. … 

 

Kapitel II der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene 

Kapitel I lautet: 

Verpflichtungen der Lebensmittelunternehmer 

Artikel 4 

Allgemeine und spezifische Hygienevorschriften 

(3) Lebensmittelunternehmer treffen gegebenenfalls folgende spezifische 

Hygienemaßnahmen: 

… 

b) Verfahren, die notwendig sind, um den Zielen zu entsprechen, die zur Erreichung der 

Ziele dieser Verordnung gesetzt worden sind; 

… 

d) Aufrechterhaltung der Kühlkette; 

… 

 

Gemäß § 90 Abs. 4 Z. 2 LMSVG begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in 

die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen 

Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von 

der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 35 000 Euro, im Wiederholungsfall 

bis zu 70 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 

Wochen zu bestrafen, wer den Verpflichtungen der §§ 21, 22, 36 Abs. 7, 38, 47 Abs. 1 

oder 52 zuwiderhandelt. 
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Gemäß § 21 leg. cit. haben Unternehmer hinsichtlich Lebensmittel im Sinne des Art. 17 

der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und hinsichtlich Gebrauchsgegenstände und 

kosmetischer Mittel im Sinne des § 7 Abs. 3 des Produktsicherheitsgesetzes 2004 – 

PSG 2004, BGBl. I Nr. 16/2005, die lebensmittelrechtlichen Vorschriften einzuhalten, 

deren Einhaltung durch Eigenkontrollen zu überprüfen und gegebenenfalls die 

erforderlichen Maßnahmen zur Mängelbehebung oder Risikominderung zu setzen. 

 

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. 

Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 

Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 

Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit 

Kapitel II Allgemeines Lebensmittelrecht 

Abschnitt 4 Allgemeine Anforderungen des Lebensmittelrechts 

Art. 19 Verantwortung für Lebensmittel: Lebensmittelunternehmen   

lautet: 

1.Erkennt ein Lebensmittelunternehmer oder hat er Grund zu der Annahme, dass 

ein von ihm eingeführtes, erzeugtes, verarbeitetes, hergestelltes oder vertriebenes 

Lebensmittel den Anforderungen an die Lebensmittelsicherheit nicht entspricht, so 

leitet er unverzüglich Verfahren ein, um das betreffende Lebensmittel vom Markt zu 

nehmen, sofern das Lebensmittel nicht mehr unter der unmittelbaren Kontrolle des 

ursprünglichen Lebensmittelunternehmers steht, und die zuständigen Behörden 

darüber zu unterrichten. Wenn das Produkt den Verbraucher bereits erreseicht 

haben könnte, unterrichtet der Unternehmer die Verbraucher effektiv und genau 

über den Grund für die Rücknahme und ruft erforderlichenfalls bereits an diese 

gelieferte Produkte zurück, wenn andere Maßnahmen zur Erzielung eines hohen 

Gesundheitsschutzniveaus nicht ausreichen. 

 …. 

 

(4) Die Lebensmittelunternehmer arbeiten bei Maßnahmen, die getroffen werden, 

um die Risiken durch ein Lebensmittel, das sie liefern oder geliefert haben, zu 

vermeiden oder zu verringern, mit den zuständigen Behörden zusammen. 
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Zu Übertretungspunkt 1.: 

Indem sämtliche Waren in der Kühlvitrine der Feinkost massiv überhöhte 

Oberflächentemperaturen (27°C) wie auch Kerntemperaturen aufwiesen (z. B. 

Kerntemperatur eines 1kg-Stückes Schinken, der bei einer Temperatur von 2°C bis 6°C 

zu lagern gewesen wäre, von 30°C), obwohl es sich bei den Lebensmitteln der Feinkost 

(Wurst, Käse, Aufstriche, etc.) um Enderzeugnisse handelt, die bei zu hohen 

Lagertemperaturen die Vermehrung pathogener Mikroorganismen oder die Bildung von 

Toxinen fördern können (so wurde stark verschimmelter Käse in der Käsekühlvitrine 

vorgefunden), die einer Gesundheitsgefährdung Vorschub leisten können, ist der 

objektive Tatbestand der angelasteten Verwaltungsübertretung erfüllt. 

 

Zu Übertretungspunkt 2.: 

Indem extrem viele Fliegen vorhanden waren, die die unverpackten Lebensmittel in der 

Feinkost derart kontaminierten, dass ein Verzehr in diesem Zustand nicht zu erwarten 

wäre, ist der objektive Tatbestand der angelasteten Verwaltungsübertretung erfüllt. 

 

Zu Übertretungspunkt 3.: 

Indem die UV-Insektenfalle in der Feinkost nicht funktionsfähig war, da die Klebefläche 

mit derartig vielen toten Insekten verschmutzt war, dass keine Wirksamkeit dieses 

Gerätes mehr gegeben war, wurde kein geeignetes Verfahren zur Bekämpfung von 

Schädlingen vorgesehen und ist der objektive Tatbestand der angelasteten 

Verwaltungsübertretung erfüllt. 

 

Zu Übertretungspunkt 4. und 5.: 

Indem die sensiblen, augenscheinlich verdorbenen Lebensmittel der Feinkost 

(verschimmelter Käse, schwitzender Käse, Wurst mit Fettaugen, Snacks in aufgegasten 

Verpackungen etc.) trotz Unterbrechung der Kühlkette weiter in den defekten 

Kühlmöbeln verblieben und zum Verkauf feilgehalten wurden, die Verkaufstätigkeit 

weiter fortgesetzt wurde, ist der objektive Tatbestand der angelasteten 

Verwaltungsübertretungen erfüllt. Wenn beschwerdeführerseits ausgeführt wird, dass in 

dieser Hinsicht eine unzulässige Doppelbestrafung vorgenommen würde, indem das 

zugrundeliegende Fehlerhalten der Beschwerdeführerin ident sei, ist dazu folgendes 

auszuführen: 
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Eine verfassungsrechtlich unzulässige Doppel- oder Mehrfachbestrafung i.S.d. Artikel 4 

Abs. 1 7. ZPEMRK liegt dann vor, wenn eine Strafdrohung oder Strafverfolgung wegen 

einer strafbaren Handlung bereits Gegenstand eines Strafverfahrens war und dabei der 

herangezogene Deliktstypus den Unrechts- und Schuldgehalt eines Täterverhaltens 

vollständig erschöpft. Ein weitergehendes Strafbedürfnis entfällt daher in dieser 

Konstellation, weil das eine Delikt den Unrechtsgehalt des anderen Delikts in jeder 

Beziehung mitumfasst. Strafverfolgungen bzw. Verurteilungen wegen mehrerer Delikte, 

deren Straftatbestände einander wegen wechselseitiger Subsidiarität, Spezialität oder 

Konsumtion ausschließen, bilden verfassungswidrige Doppelbestrafungen, wenn und 

weil dadurch ein und dieselbe strafbare Handlung strafrechtlich mehrfach geahndet 

wird. 

In dieser Hinsicht ist der Auffassung der Beschwerdeführerin, dass den Tatvorwürfen in 

den Übertretungspunkten 4. und 5., nämlich der Unterlassung der Setzung von 

Hygienemaßnahmen und des andauernden Feilbietens von augenscheinlich aufgrund 

überhöhter Lagertemperaturen verdorbener Lebensmittel, eine einzige Tathandlung 

zugrunde liegt. Es war daher, indem der Unrechtsgehalt des einen Delikts 

(Übertretungspunkt 4.) den Unrechtsgehalt des anderen Delikts mitumfasst und daher 

ein darüber hinausgehendes Strafbedürfnis nicht besteht, der Übertretungspunkt 5. 

aufzuheben und das Verwaltungsstrafverfahren in diesem Punkt einzustellen. 

 

Zu Übertretungspunkt 6.: 

Indem im Gegenstand der Weisung des Lebensmittelaufsichtsorganes, den Verkauf der 

Feinkostwaren sofort einzustellen, nicht unverzüglich Folge geleistet worden war, wurde 

hinsichtlich der Maßnahmen, die zu treffen waren, um Risiken durch die verdorbenen 

Lebensmittel zu vermeiden, nicht mit der Behörde zusammengearbeitet und ist daher 

der objektive Tatbestand der angelasteten Verwaltungsübertretung erfüllt. 

Der Unrechtsgehalt dieses Delikts, den behördlichen Anweisungen nicht unverzüglich 

nachgekommen zu sein, ist vom Unrechtsgehalt der anderen, der Beschwerdeführerin 

angelasteten Verwaltungsübertretungen, nicht mitumfasst und kann diesbezüglich von 

einer unzulässigen Doppelbestrafung nicht die Rede sein. 
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Zur subjektiven Tatseite ist folgendes auszuführen: 

 

Gemäß § 5 Abs. 1 VStG genügt zur Strafbarkeit, wenn eine Verwaltungsvorschrift 

über das Verschulden nicht anderes bestimmt, fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit 

ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes 

dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer 

Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört 

und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung der 

Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. 

 

Bei den der Beschwerdeführerin vorgeworfenen Verwaltungsübertretungen handelt 

es sich somit um sogenanntes Ungehorsamsdelikt, bei denen das Tatbild in einem 

bloßen Verhalten ohne Merkmal eines Erfolges besteht und es des zusätzlichen 

Eintritts eines tatbeständlichen Erfolgs nicht bedarf, im Gegensatz zu einem 

Erfolgsdelikt, bei dem der Eintritt eines Erfolges, eines Schadens oder einer Gefahr 

Tatbestandsvoraussetzung für das Vorliegen des vollendeten Deliktes ist.  

Eine Fahrlässigkeit der Beschwerdeführerin wäre somit nur dann nicht anzunehmen, 

hätte sie glaubhaft gemacht, dass sie an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift 

kein Verschulden trifft (vgl. VwGH 28.5.2019, Ra 2018/10/0085). Nach der ständigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Beschuldigte dabei initiativ 

alles darzulegen, was für seine Entlastung spricht, insbesondere, dass er solche 

Maßnahmen getroffen habe, die unter den vorhersehbaren Verhältnissen mit Grund 

die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften erwarten ließen. Ansonsten wäre er 

selbst dann strafbar, wenn die Verstöße ohne sein Wissen und ohne seinen Willen 

begangen wurden (vgl. VwGH 14.6.2012, 2009/10/0080 und 0081). Dabei ist es dem 

Beschuldigten oblegen, ein zur Umsetzung seiner gegenüber seinen Hilfsorganen 

bestehenden Kontrollpflichten wirksames begleitendes Kontrollsystem einzurichten, 

durch welches die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften jederzeit sichergestellt 

werden kann. Diesbezüglich lag es bei der Beschwerdeführerin, konkret darzulegen, 

welche Maßnahmen von ihr getroffen wurden, um derartige Verstöße zu vermeiden, 

insbesondere wann, wie oft, auf welche Weise und von wem Kontrollen der 

Hilfsorgane vorgenommen würden. 
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Die Beschwerdeführerin, deren Funktion als verantwortliche Beauftragte im Sinne 

des § 9 Abs. 2 VStG nicht strittig ist, vermochte im gegenständlichen Fall nicht 

überzeugend dazulegen, dass sie mit dem im Unternehmen eingerichteten 

Kontrollsystem solche Maßnahmen getroffen hat, die unter den vorhersehbaren 

Verhältnissen mit Grund die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften erwarten ließen 

und wie es trotz dieses Kontrollsystems zu den gegenständlichen 

Verwaltungsübertretungen kommen konnte.  

 

Wenn die Beschwerdeführerin in diesem Zusammenhang angibt, dass das 

Kontrollsystem in der gegenständlichen Filiale grundsätzlich wirkungsvoll sei, was 

daran erkennbar sei, dass Kontrollgänge ordnungsgemäß stattgefunden hätten und 

ein entsprechender Auftrag an den Kältetechniker erteilt worden sei, so reichten 

diese Maßnahmen ganz offensichtlich nicht aus, um – wie im Gegenstand –  

zu verhindern, dass sämtliche Waren in der Kühlvitrine der Feinkost stark erhöhte 

Temperaturen aufwiesen (Kerntemperaturen von bis zu 30 °C), diese Waren 

dennoch in den defekten Kühlvitrinen verblieben und den Kunden zum Kauf 

angeboten wurden. Das Vorbringen, dass die darüber hinausgehenden 

erforderlichen Maßnahmen ausnahmsweise aufgrund einer Verkettung einer Reihe 

von äußerst ungünstigen Umständen nicht zeitgerecht ergriffen worden seien 

(Personalmangel aufgrund von Urlauben und Krankenständen), ist nicht geeignet, 

mangelndes Verschulden darzutun. So ist das bloße Verständigen eines 

Kältetechnikers, nachdem bereits morgens erhöhte Temperaturen in der Käsetheke 

festgestellt wurden, keinesfalls ausreichend, die gegenständlichen 

Verwaltungsübertretungen zu verhindern, indem im Gegenstand – offenbar über 

Stunden unbemerkt – sämtliche Kühlvitrinen der Feinkost defekt waren, die 

augenscheinlich genussuntauglichen Waren dennoch in den Kühlvitrinen verblieben 

und zum Verkauf angeboten wurden. 

Zum Umstand der nicht funktionsfähigen UV-Insektenfalle und dem Vorhandensein 

einer großen Anzahl von Fliegen, die unverpackte Lebensmittel verschmutzten, hat 

die Beschwerdeführerin keinerlei Vorbringen erstattet. 

Das Vorbringen, die Beschwerdeführerin sei am Vorfallstag aufgrund eines 

Krankenstandes nicht in der Filiale gewesen, vermag diese keinesfalls zu 

exkulpieren, sondern wäre es Aufgabe der Beschwerdeführerin gewesen, die 

Einhaltung der Verwaltungsbestimmungen auch und gerade in ihrer Abwesenheit 
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sicherzustellen, geeignete Anordnungen zu treffen und mittels eines adäquaten 

Kontrollsystems zu überwachen. 

Die Beschwerdeführerin hat sohin nicht glaubhaft gemacht, dass sie an der 

Verletzung der Verwaltungsvorschriften kein Verschulden trifft (vgl. VwGH 30.4.2019, 

Ra 2019/10/0034), vielmehr ist ihr grob fahrlässiges Verhalten zur Last zu legen. 

 

Da die Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes 

(Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz) und die Intensität seiner 

Beeinträchtigung durch die Tat und das Verschulden nicht als „gering“ zu beurteilen 

sind und das tatbildmäßige Verhalten nicht hinter dem in der betreffenden 

Strafdrohung typisierten Unrechts- und schuldgehalt erheblich zurückgeblieben ist, 

kam die beantragte Verfahrenseinstellung bzw. Ermahnung gemäß § 45 Abs. 1 Z. 4 

VStG gegenständlich keinesfalls in Betracht.  

 

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG ist Grundlage für die Strafbemessung jeweils das Ausmaß 

der mit der Tat verbundenen Schädigung (Gefährdung) derjenigen Interessen, deren 

Schutz die Strafnorm dient, und der Umstand, inwieweit die Tat sonst nachteilige 

Folgen nach sich gezogen hat. Ausgangspunkt der Strafzumessung ist daher der 

durch die Tat verwirklichte, aus Handlungs- und Erfolgsunwert bestehende 

Tatunwert.  

 

Gemäß § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren zusätzlich die nach dem 

Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und 

Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, 

gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders 

Bedacht zu nehmen. Es sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches (StGB) 

sinngemäß anzuwenden. Die „Einkommens- und Vermögensverhältnisse und 

allfällige Sorgepflichten“ des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen 

zu berücksichtigen.  

 

Strafmilderung- und Straferschwerungsgründe liegen nicht vor (entgegen der 

Auffassung der belangten Behörde stellt das Fehlen einschlägiger Vormerkungen 

keinen Milderungsgrund dar; mildernd wirkt in dieser Hinsicht lediglich die 

verwaltungsstrafrechtliche Unbescholtenheit, welche bei der Beschwerdeführerin 
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jedoch nicht gegeben war). Die Beschwerdeführerin hat ein monatliches 

Nettoeinkommen von 1.400,-- Euro, kein Vermögen, Verbindlichkeiten in der Höhe 

von ca. 19.000,-- Euro sowie keine Sorgepflichten geltend gemacht.  

 

Gemäß § 9 VStG ist nicht die juristische Person Beschuldigter, sondern 

ausschließlich die nach außen zu ihrer Vertretung berufene physische Person. Es 

haben sich daher die bei der Strafbemessung zu berücksichtigenden Erschwerungs- 

und Milderungsgründe sowie Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse 

nur nach dieser Person zu richten (VwGH 15.2.1980 Slg 10041 A). 

 

Ausschließlich aufgrund der bescheidenen persönlichen Verhältnisse und des 

Umstandes, dass eine Herabsetzung der verhängten Strafen spezialpräventiven 

Erwägungen nicht entgegen steht, indem die Beschwerdeführerin mittlerweile nicht 

mehr als verantwortliche Beauftragte fungiert, waren die verhängten Strafen 

spruchgemäß herabzusetzen. Indem sich die herabgesetzten Geld- sowie 

Ersatzfreiheitsstrafen ohnedies nur im untersten Bereich des vom Gesetzgeber 

vorgesehenen Strafrahmens bewegen, erübrigen sich weitere Erwägungen zur 

Strafhöhe (vgl. VwGH 25.1.1993, 92/10/0419).  

 

Die Kostenentscheidung gründet sich auf die bezogene Gesetzesstelle.  

 

Das Zitat „VO (EG) 178/2002, Kapitel II, Abschnitt 4, Art. 19 Z. 4“ anstelle „VO (EG) 

Nr. 178/2002, Kapitel II, Abs. 4, Art. 19 Abs. 4“ stellt keinen Verstoß gegen das 

Konkretisierungsgebot des § 44a VStG dar, sondern war spruchgemäß zu 

korrigieren. 

 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

 

Die Revision ist unzulässig, da sie nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, 

der im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die 

gegenständliche Entscheidung weicht nicht von der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, und die Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ist auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Zudem 

stellen die – hier im Einzelfall beurteilten – Fragen keine „Rechtsfragen von 
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grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung“ (vgl. VwGH vom 

23.9.2014, Ro 2014/01/0033) dar. 

 


